
Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 225 „Sonnenweg“

A.   Rechtsgrundlagen

1. Die planerischen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
§§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung der Bekanntmachung
vom 27.08.1997 (BGBl. 2141), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.07.2001 (BGBl. I
S. 1950).
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung –
BauNVO) in der Neufassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch
Art. 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466).

2. Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
§ 86 Abs. 1 und Abs. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen- Landesbau-
ordnung – (BauO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 1.März 2000 (GV. NRW. S.
256) geändert durch Gesetz vom 09. Mai 2000 (GV. NRW. S. 439, 445) in Verbindung
mit § 9 Abs. 4 BauGB.

B.   Planungsrechtliche textliche Festsetzungen gemäß BauGB und BauNVO

1. Maß der baulichen Nutzung

Garagen, Stellplätze, Nebenanlagen (§9(1) Nr. 4, 22 BauGB, §§14, 23 BauNVO:
Garagen und Nebenanlagen sind nur eingeschossig und nur innerhalb der festgesetzten
Baugrenzen zulässig.

2. Bezugshöhe
Bezugshöhe für die festgesetzte Trauf- und Firsthöhe ist die im Mittel gemessene Höhe
der angrenzenden Straßenachse der öffentlichen Verkehrsfläche.

C.   Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9(4) BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW

1. Dachgauben sind zulässig. Die Summe der Breiten der Dachgauben darf 1/3 der Ge-
bäudelänge nicht überschreiten, gemessen am Fuß der Gaube im Schnittpunkt mit der
Dachfläche.

2. Giebel parallel zur Hauptfirstrichtung sind bis zu einer Breite von maximal 1/2 der Ge-
bäudelänge zulässig. Die Summe der Dachgauben und vorgenannter Giebel darf dabei
1/2 der Gebäudelänge nicht überschreiten.

D.   Hinweise

1. Bodenfunde
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h.
Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen
Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Werden bei Erdarbeiten kultur- oder erdge-
schichtliche Bodenfunde oder Befunde entdeckt, ist nach §§ 15 und 16 des DSchG die
Entdeckung unverzüglich der Stadt oder dem Amt für Bodendenkmalpflege in Bielefeld
anzuzeigen und die Entdeckung in unverändertem Zustand zu erhalten.

2. Bombenblindgänger
Es wurden eindeutige Hinweise auf eine Kampfmittelbelastung festgestellt (vereinzelt
Bombenabwürfe, 1 vermutliche Blingängereinschlagstelle. Ein Überprüfung der im Be-
bauungsplan gekennzeichneten Grundstücke ist dann vorzunehmen, wenn bauliche Er-
weiterungen auf diesen Flächen tatsächlich anstehen. Die übrigen Flächen im Bereich
des Bebauungsplanes sind nicht erneut zur Untersuchung zu melden. Weist bei der
Durchführung von Bauarbeiten der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung hin
oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten umgehend einzu-
stellen und der Fachbereich Ordnung der Stadt Gütersloh bzw. der Kampfmittelräum-
dienst zu verständigen.


